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I. Grundsätzliches

1. Leitsätze

(1) Diese Rahmenvereinbarung verfolgt

das gemeinsame Anliegen, den sich ab-

zeichnenden Veränderungen und den An-

forderungen an eine moderne Verwaltung

durch eine stärkere Flexibilisierung der Ar-

beitszeit besser als bisher gerecht zu wer-

den. Sie soll die Grundlage für die neue

Arbeitszeitregelung bilden, die die berech-

tigten Interessen von Bürgern, Dienststellen

und Beschäftigten ausgewogen berücksich-

tigen.

(2) Neue Arbeitszeitregelungen, die von

den Dienststellen im Zusammenwirken mit

Personalräten, Schwerbehindertenvertretun-

gen und Frauenbeauftragten ausgestaltet

werden, sollen auch zur Motivationssteige-

rung der Beschäftigten beitragen.

(3) Sie sollen den Entscheidungsspielraum

der Dienststellen und die Möglichkeiten der

Beschäftigten zur Mitgestaltung der eige-

nen Arbeitszeit und damit der besseren Ver-

einbarkeit von Arbeitszeit und Freizeit sowie

von Familie und Beruf erweitern. Die größe-

ren individuellen Gestaltungsmöglichkeiten

bedingen einen verantwortungsbewußten

Umgang mit den neuen Bestimmungen.

(4) Regelungen auf Grund dieser Rahmen-

vereinbarung sollen sicherstellen, dass die

Dienstleistungsfähigkeit der direkt oder in-

direkt betroffenen oder beteiligten Dienst-

stellen nicht beeinträchtigt wird, insbeson-

dere dass

o eine ausreichende Anzahl von Beschäf-

tigten anwesend ist, die die notwendige

Dienstleistung sicherstellt,
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o die behördeninterne oder -übergrei-

fende Kommunikation in erforderlichem

Umfang gewährleistet ist,

o Bearbeitungszeiten möglichst reduziert

werden,

o je nach Erfordernis unter Nutzung tech-

nischer Einrichtungen (z.B. Rufumleitung,

Anrufbeantworter) möglichst die ge-

wünschte oder eine andere kompetente An-

sprechperson erreicht wird, sachdienliche

Hinweise gegeben werden oder zumindest

eine Nachricht hinterlassen werden kann.

(5) Im Rahmen der Vereinbarung von

Funktionszeiten sollen auch die Möglichkei-

ten eröffnet werden, zur Effektivitäts- und

Effizienzgewährleistung oder -verbesserung

Qualitätsstandards für die Dienstleistung zu

definieren und schriftlich festzulegen, ins-

besondere

o kurze und verbindliche Bearbeitungs-

zeiten,

o umfassenden Informationsservice,

o niedrige Fehlerquote,

o Nachfrageorientierung,

o Kundenfreundlichkeit.

2. Geltungsbereich

(1) Diese Vereinbarung enthält allgemeine

Regelungen über die gleitende Arbeitszeit

und richtet sich an die Dienststellen der

niedersächsischen Landesverwaltung, die

die gleitende Arbeitszeit eingeführt haben

oder einführen wollen.

(2) Die Vereinbarung soll den Rahmen

vorgeben, in dem die Dienststellen mit den

zuständigen Personalräten den örtlichen

Verhältnissen angepasste Regelungen zur

gleitenden Arbeitszeit schaffen können, ins-

besondere durch den Abschluss von Dienst-

vereinbarungen.

(3) Die jeweils übergeordneten Dienstbe-

hörden können im Rahmen dieser Vereinba-

rung für ihren gesamten Geschäftsbereich

oder für Teile ihres Geschäftsbereichs ergän-

zende allgemeine Regelungen erlassen oder

anstelle der in Absatz 2 genannten Dienst-

stellen verbindliche Gleitzeitregelungen

treffen; hierbei sind die Beteiligungsrechte

der zuständigen Personalvertretungen zu

beachten (vgl. § 66 Nr. 1, § 75 Nr. 15 NPersVG).

(4) Für alle Beschäftigten sollen möglichst

einheitliche Arbeitszeitregelungen verein-

bart werden. Es sollte daher von der in § 19

des Arbeitszeitgesetzes eröffneten Möglich-

keit Gebrauch gemacht werden, die für Be-

amtinnen und Beamte geltenden Bestim-

mungen auf Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer zu übertragen.

3. Arbeitsschutzbestimmungen

Die Arbeitsschutzbestimmungen (z.B.

Niedersächsische Verordnung über die Ar-

beitszeit der Beamtinnen und Beamten –

Nds. ArbZVO –, Arbeitszeitgesetz, Jugend-

arbeitsschutzgesetz, Mutterschutzgesetz,

Schwerbehindertengesetz) und das Nieder-

sächsische Gleichberechtigungsgesetz blei-

ben unberührt.

Die Dienststellen und die Beschäftigten

sind aufgefordert, diese Bestimmungen zu

beachten.

II. Allgemeine Regelungen für die

gleitende Arbeitszeit

4. Verantwortlichkeit, Wahlmöglichkeit

(1) Auf die Einhaltung der gesetzlich oder

tariflich festgelegten Arbeitszeit haben die

Beschäftigten zu achten.

(2) Im Rahmen der festgelegten Gleitzeit

bestimmen die Beschäftigten Beginn und

Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pau-

sen unter Beachtung der dienstlichen Erfor-

dernisse und der festgesetzten Kernzeit
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sowie einer ggf. eingeführten Funktionszeit

selbst.

(3) In unvorhersehbaren Fällen kann die

oder der Vorgesetzte von Absatz 2 abwei-

chende Anordnungen treffen, soweit und

solange zwingende dienstliche Gründe es

rechtfertigen. Dabei darf auch der in Nr. 6

genannte Arbeitszeitrahmen überschritten

werden.

5. Ausgenommener Personenkreis

In den Gleitzeitregelungen ist anzugeben,

welche Beschäftigten oder Beschäftigten-

gruppen von der Teilnahme an der gleiten-

den Arbeitszeit vollständig oder teilweise

ausgenommen sind.

6. Arbeitszeitrahmen

Der Beginn der Gleitzeit darf frühestens

auf 6.00 Uhr, das Ende spätestens auf

20.00 Uhr festgesetzt werden. Wenn die

Art der wahrzunehmenden Aufgaben es er-

fordert, sind abweichende Festlegungen zu-

lässig.

7. Kernzeiten

(1) In den Gleitzeitregelungen für Vollzeit-

beschäftigte sind folgende Pflichtanwesen-

heitszeiten (Kernzeiten) vorzusehen:

a) montags bis donnerstags von 9.00 Uhr

bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 15.30

Uhr,

b) freitags, an Arbeitstagen vor Feiertagen

und vor dem 24. und 31. Dezember von

9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.

In den Monaten Juni bis August kann das

Kernzeitende abweichend von Satz 1

Buchst. a auf 15.00 Uhr festgesetzt werden,

wenn dies ohne wesentliche Beeinträchti-

gung des Dienstbetriebes möglich ist.

(2) Soweit es der Dienstbetrieb einer

Dienststelle erfordert, können Beginn und

Ende der Kernzeiten verlegt werden, wobei

die Summe der Kernzeitstunden erhalten

bleiben muss.

(3) Für Teilzeitbeschäftigte ist für jeden

der für sie festgelegten Arbeitstage die

Kernzeit in der Weise festzusetzen, dass zu-

mindest in Teilen Übereinstimmung mit den

nach Absatz 1 vorgesehenen Kernzeiten be-

steht. Ist für Teilzeitbeschäftigte eine un-

gleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit in

der Weise vorgesehen, dass sie an einzelnen

Wochentagen wie Vollzeitbeschäftigte ar-

beiten, so ist für diese Tage die für Vollzeit-

beschäftigte geltende Kernzeit maßgebend.

(4) Die Dienststelle kann abweichende

Kernzeiten aus persönlichen Gründen zur

Vermeidung besonderer Härten im Einzelfall

festsetzen. In begründeten Ausnahmefällen

können die Kernzeiten mit Zustimmung der

oder des Vorgesetzten ohne Anrechnung

auf die Arbeitszeit unterbrochen werden.

Wird ein Dienstleistungsabend angebo-

ten, ist für die davon betroffenen Beschäf-

tigten eine besondere Arbeitszeitregelung

zu treffen. Dabei kann vorgesehen werden,

dass die vormittägliche Kernzeit am Tage

des Dienstleistungsabends oder an dem dar-

auf folgenden Tag ganz oder teilweise ent-

fällt.

8. Pausen

Zwischen 12.00 Uhr und 14.00 Uhr ist

Zeit für eine Pause von mindestens 30 Mi-

nuten vorzusehen. Zusätzlich sind außer-

halb der Kernzeiten weitere Pausen zur

Wahrnehmung privater Erledigungen zuläs-

sig. Abweichend von Satz 1 kann der Pau-

senzeitraum bei Festlegung der Kernzeiten

gem. Nr. 7 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ent-

sprechend angepasst werden. Die Notwen-

digkeit der Zeiterfassung bestimmt sich

nach Nr. 15 Abs. 3.
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9. Funktionszeiten

(1) An Stelle von Kernzeiten – und bei

dienstlichem Bedarf auch am Freitagnach-

mittag, vor Feiertagen und vor dem 24. und

31. Dezember – können unter Berücksichti-

gung dienstlicher Belange Funktionszeiten

vorgesehen werden. Von der Festlegung

vormittäglicher oder ganztägiger Funktions-

zeiten ist die oberste Dienstbehörde zu

unterrichten. Funktionszeiten können auch

für einzelne Organisationseinheiten oder

Arbeitsgruppen einer Dienststelle und auch

nur für bestimmte Wochentage vereinbart

werden. Während der Funktionszeit hat die

jeweilige Organisationseinheit oder die

Arbeitsgruppe – orientiert an der Aufgaben-

stellung – durch Absprache zu gewähr-

leisten, dass eine angemessene Dienstleis-

tungsfähigkeit (vgl. oben Nr. 1 Abs. 4)

sichergestellt ist.

(2) Funktionszeiten müssen mindestens

die Kernzeiten abdecken. Abweichend von

der Kernzeit ist es nicht erforderlich, dass

während der Funktionszeit stets sämtliche

Beschäftigte anwesend sind.

(3) In den Gleitzeitregelungen ist vorzu-

sehen, dass die zuständigen Vorgesetzten

berechtigt sind, bis zu einer ergänzenden

Vereinbarung der Personalvertretung vor-

übergehend Regelungen zu treffen, wenn

notwendige Dienstleistungsstandards nicht

erreicht werden.

(4) Sind Funktionszeiten vereinbart, die

mindestens die Standards nach Nr. 1 Abs. 5

berücksichtigen, können von den Nummern

6, 8, 13 und 15 dieser Gleitzeitvereinbarung

abweichende Regelungen getroffen wer-

den. Die oberste Dienstbehörde ist davon zu

unterrichten.

10. Sollarbeitszeit

(1) Die Sollarbeitszeit, die der Arbeitszeit-

berechnung zugrunde zu legen ist, beträgt

für Vollzeitbeschäftigte täglich ein Fünftel

ihrer regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-

zeit.

(2) Für Teilzeitbeschäftigte, deren ermä-

ßigte Arbeitszeit gleichmäßig auf die Ar-

beitstage der Woche verteilt wird, gilt Ab-

satz 1 entsprechend. Bei ungleichmäßiger

Verteilung auf die Arbeitstage der Woche

ist bei der Ermittlung von Zeitguthaben

oder Minderzeiten (vgl. Nr. 11) von der er-

mäßigten regelmäßigen wöchentlichen Ar-

beitszeit auszugehen, die sich ggf. für ge-

setzlich anerkannte Wochenfeiertage auf

die darauf entfallende Zeit vermindert (§ 2

Abs. 1 Satz 2 Nds. ArbZVO). Im Übrigen gilt

als tägliche Sollarbeitszeit die für jeden Tag

festgelegte Arbeitszeit.

11. Zeitguthaben und Minderzeiten;

Nichtberücksichtigung von Pausen so-

wie von Arbeitszeiten über 12 Stunden

(1) Zeitguthaben oder Minderzeiten, die

sich nach Maßgabe der Arbeitszeitberech-

nung nach Nr. 10 am Ende eines Kalender-

vierteljahres ergeben, sind im Rahmen der

nachstehenden Absätze in das folgende Ka-

lendervierteljahr zu übernehmen.

(2) Minderzeiten dürfen am Ende des Ka-

lendervierteljahres höchstens 10 Stunden

betragen. Für Vollzeitbeschäftigte kann vor-

gesehen werden, dass nach vorheriger Zu-

stimmung der oder des zuständigen Vorge-

setzten die Zulässigkeit der Minderzeiten

auf 20 Stunden ausgedehnt werden darf.

(3) Zeitguthaben dürfen am Ende des Ka-

lendervierteljahres höchstens mit 20 Stun-

den übernommen werden. Es kann vorgese-

hen werden, dass im dienstlichen Interesse

nach vorheriger Entscheidung der oder des
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zuständigen Vorgesetzten bis zu 40 und

nach vorheriger Entscheidung der Dienst-

stelle höchstens bis zu 60 Stunden Zeitgut-

haben in den oder die folgenden Monate

übertragen werden können. Mit der Ent-

scheidung sind die Kalendermonate, in die

ein höheres Zeitguthaben übertragen wer-

den darf, zu benennen.

(4) Zeitguthaben von mehr als 20 Stunden

sollen spätestens im sechsten Monat, der

auf das Ende des Kalendervierteljahres

folgt, in dem das 20 Stunden überschrei-

tende Zeitguthaben erarbeitet wurde, auf

mindestens 20 Stunden zurückgeführt sein.

Ist absehbar, dass wegen zwingender

dienstlicher Verhältnisse ein Zeitausgleich

nicht möglich sein könnte, ist die Anord-

nung von Mehrarbeit oder Überstunden zu

prüfen.

(5) Für Teilzeitbeschäftigte können Dienst-

vereinbarungen andere Begrenzungen

vorsehen, die aber nicht die für Vollzeit-

beschäftigte in den Absätzen 3 und 4 ange-

gebenen überschreiten dürfen.

(6) Arbeitszeiten, die die tägliche Höchst-

arbeitszeit von 12 Std. (§ 4 Nds. ArbZVO)

überschreiten, dürfen nicht als Arbeitszeit

berücksichtigt werden. Die nach § 5 Abs. 2

Satz 1 Nds. ArbZVO vorgeschriebene Min-

destpause von 30 Minuten gilt auch dann

nicht als Arbeitszeit, wenn sie nicht in An-

spruch genommen wird. Liegt ein Ausnah-

mefall des § 9 Abs. 3 Nds. ArbZVO vor, wird

auch eine Anrechnung als Arbeitszeit vorge-

nommen.

12. Mehrarbeit, Überstunden

Mehrzeiten infolge angeordneter Mehrar-

beit oder Überstunden sind von entstehen-

dem Zeitguthaben im Rahmen der gleiten-

den Arbeitszeit zu unterscheiden. Sie sind

bei der Zeiterfassung gesondert auszuwei-

sen. Mit Zustimmung der oder des zuständi-

gen Vorgesetzten darf zu ihrem Ausgleich

über die in Nr. 13 enthaltenen Vorgaben

hinaus Kernzeit genutzt werden.

13. Zeitausgleich

(1) Vollzeitbeschäftigte und Teilzeitbe-

schäftigte mit vor- und nachmittäglicher

Kernzeit können zum Zeitausgleich nach

Maßgabe der dienstlichen Erfordernisse mit

Zustimmung der oder des Vorgesetzten

innerhalb eines Kalendermonats einmal die

Kernzeiten eines ganzen Tages oder die

Kernzeiten von zwei halben Tagen (Gleit-

tage) nutzen. Teilzeitbeschäftigte mit Vor-

mittags- oder Nachmittagskernzeit können

die Kernzeiten von zwei Tagen in Anspruch

nehmen. Die Gleittage können bis zu drei

ganzen Tagen im Kalendervierteljahr zu-

sammengefasst werden. Bei Vereinbarung

von Funktionszeiten wird analog verfahren.

(2) Ist nach Nr. 11 Abs. 3 ein erweitertes

Zeitguthaben übernommen worden, so gilt

Folgendes:

a) Hat die oder der Vorgesetzte die Er-

laubnis gegeben, so können die in Absatz 1

angeführten Kernzeiten in doppeltem Um-

fang genutzt werden.

b) Hat die Dienststelle entschieden, so

kann sie ohne Bindung an Absatz 1 und Ab-

satz 2 Buchst. a für den jeweiligen Einzelfall

Regelungen zum Zeitausgleich treffen.

(3) Sofern mindestens ein Kind unter 

12 Jahren oder nach ärztlichem Gutachten

pflegebedürftige Angehörige tatsächlich be-

treut oder gepflegt werden, können die Re-

gelungen des Absatzes 1 in doppeltem Um-

fang in Anspruch genommen werden.
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14. Besonderer Zeitausgleich bei

vorübergehender Arbeitszeitverlänge-

rung oder -verkürzung

Wird eine vorübergehende Arbeitszeitver-

längerung oder -verkürzung entsprechend 

§ 9 Abs. 1 Nr. 3 Nds. ArbZVO vereinbart, so

gelten die dort genannten besonderen Aus-

gleichsregelungen.

15. Arbeitszeiterfassung

(1) Die Arbeitszeit ist grundsätzlich durch

Zeiterfassungsgeräte, die eine Stunde min-

destens in 10 Zeiteinheiten aufteilen müs-

sen, zu erfassen. Erfassungszeitraum ist das

Kalendervierteljahr.

(2) Von der Verwendung von Zeiterfas-

sungsgeräten kann nur abgesehen und

stattdessen eine manuelle Arbeitszeiterfas-

sung vorgesehen werden, wenn in der

Dienststelle oder in den – von der Haupt-

dienststelle räumlich getrennten – Dienst-

stellenteilen oder Nebenstellen weniger als

50 Beschäftigte an der gleitenden Arbeits-

zeit teilnehmen; das Gleiche gilt, wenn in

einem Behördenhaus, in dem mehrere klei-

nere Dienststellen untergebracht sind, ins-

gesamt weniger als 50 Beschäftigte das

Zeiterfassungsgerät benutzen könnten.

(3) Die Beschäftigten haben aus folgen-

den Gründen das Zeiterfassungsgerät zu be-

tätigen:

a) beim Betreten oder Verlassen des

Dienstgebäudes anlässlich

o eines Arbeitsbeginns,

o des Arbeitsendes,

o einer Pause (Nr. 8);

b) innerhalb des Dienstgebäudes, wenn

eine dort befindliche Kantine oder sonstige

Sozialeinrichtung für eine Mittagspause von

mehr als 30 Minuten aufgesucht werden

soll. Ergibt sich nachträglich eine über 30-

minütige Mittagspause, ist die Pausenzeit

manuell zu erfassen.

Unter Berücksichtigung der örtlichen und

technischen Gegebenheiten können zusätz-

liche Zeiterfassungen vorgesehen werden.

(4) Bei manueller Arbeitszeiterfassung ist

entsprechend zu verfahren.

(5) Arbeit an dienst- oder arbeitsfreien

Tagen und nach 20 Uhr ist nur bei vorheri-

ger Entscheidung der Dienststelle zu erfas-

sen und als Arbeitszeit zu werten.

16. Abwesenheit aus dienstlichen

Gründen

(1) Wird der Dienst außerhalb des Dienst-

gebäudes begonnen oder beendet, so wird

die dienstlich begründete Abwesenheit als

Arbeitszeit gewertet. Dabei bleibt die Zeit

außerhalb der festgelegten Gleitzeit außer

Betracht; Nr. 11 Abs. 6 Satz 2 gilt entspre-

chend. Das gleiche gilt, wenn Beschäftigte

weder vor noch nach der Abwesenheit im

Dienstgebäude tätig waren. Insgesamt dür-

fen höchstens 12 Stunden als Arbeitszeit

gewertet werden.

(2) Bei mehrtägigen Dienstreisen ist für

den An- und Abreisetag nach Absatz 1 zu

verfahren. An den übrigen Tagen gilt die

Sollarbeitszeit als Arbeitszeit, bei Teilzeitbe-

schäftigten darüber hinaus die entspre-

chende Dauer der Dienstgeschäfte bis zur

Sollarbeitszeit von Vollbeschäftigten. Ab-

weichend von den Sätzen 1 und 2 kann für

die Dienststellen oder Dienststellenteile ge-

nerell vereinbart werden, dass für jeden Tag

einer mehrtägigen Dienstreise die Zeiten der

dienstlichen Inanspruchnahme am auswärti-

gen Geschäftsort als Arbeitszeit gelten,

mindestens die Sollarbeitszeit; Reisezeiten

bleiben als Arbeitszeit unberücksichtigt.

(3) Zeiten für Dienstgänge werden auf die

Arbeitszeit angerechnet; das gilt jedoch
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nicht für Wegezeiten von der Wohnung bis

zur Aufnahme der Dienstgeschäfte an einer

außerhalb der Dienststelle gelegenen Stelle

sowie für Wegezeiten von der Beendigung

der Dienstgeschäfte an einer außerhalb der

Dienststelle gelegenen Stelle zur Wohnung.

(4) Nehmen Beschäftigte im dienstlichen

Interesse mit Zustimmung des Dienstvorge-

setzten an ganztägigen Fortbildungsveran-

staltungen teil, so ist die jeweilige Sollar-

beitszeit als Arbeitszeit zugrunde zu legen.

Nehmen Teilzeitbeschäftigte an ganztägigen

Fortbildungsveranstaltungen teil, so ist die

für Vollzeitkräfte geltende Sollarbeitszeit als

Arbeitszeit zu werten; für dadurch entste-

hende Zeitguthaben, die die nach Nr. 11 be-

stehenden Grenzen überschreiten, entschei-

det die Dienststelle entsprechend Nr. 13

Abs. 2 Buchst. b i.V.m. Nr. 11 Abs. 4. Die

Regelungen des Absatzes 2 Sätze 1 und 3

finden keine Anwendung.

17. Abwesenheit aus außerdienstlichen

Gründen

(1) Für private Erledigungen sind die sich

aus der gleitenden Arbeitszeit ergebenden

Gestaltungsmöglichkeiten (Gleitzeit, Zeit-

ausgleich, Pausen) zu nutzen.

(2) Bei Urlaub, Krankheit, Kuren, ganztä-

gigem Sonderurlaub, ganztägiger Dienst-

oder Arbeitsbefreiung ist zur Arbeitszeitbe-

rechnung die für den jeweiligen Tag gel-

tende Sollarbeitszeit zugrunde zu legen.

Entsprechendes gilt bei verspäteter Auf-

nahme oder vorzeitiger Beendigung des

Dienstes wegen akuter Erkrankung.

(3) Bei Abwesenheit wegen Kurzurlaub

oder Arbeitsbefreiung an Teilen eines Ar-

beitstages darf nur die versäumte Kernzeit

als Arbeitszeit angerechnet werden. Bei Ur-

laub für halbe Tage nach § 3 Absatz 1 Satz

1 Ziffer 3 i.V.m. Satz 2 Nds. SUrlVO ist die

Hälfte der Sollarbeitszeit als Arbeitszeit an-

zurechnen.

(4) Wenn bei medizinischen Behandlun-

gen den aus Absatz 1 folgenden termin-

lichen Wünschen des Beschäftigten ärztli-

cherseits nicht nachgekommen werden

kann, ist Kurzurlaub oder Arbeitsbefreiung

während der Kernzeit zu erteilen.

(5) Zeiten der Wahrnehmung eines Man-

dats in einer kommunalen Vertretungskör-

perschaft oder der Erfüllung vorgehender

gesetzlicher Verpflichtungen zwischen dem

Beginn der vormittäglichen und dem Ende

der nachmittäglichen Kernzeit sind als Ar-

beitszeit anzurechnen. Bei Vereinbarung

von Funktionszeiten ist entsprechend zu

verfahren.

(6) Bei Freistellung von der Dienst- oder

Arbeitsleistung für Einsätze oder Ausbil-

dungsveranstaltungen des Brand-, Katastro-

phen- und Zivilschutzes innerhalb des Ar-

beitszeitrahmens nach Nr. 6 ist die Dauer

der notwendigen Abwesenheit als Arbeits-

zeit anzurechnen, höchstens jedoch im Um-

fang der jeweiligen täglichen Sollarbeitszeit.

III. Schlussbestimmungen

18. Experimentierklausel

(1) Zur Fortentwicklung anderer als nach

dieser Vereinbarung vorgesehener oder zu-

gelassener Arbeitszeitregelungen können

die Dienststellen mit ihren Personalvertre-

tungen eine abweichende Regelung treffen,

die auf eine Dauer von längstens 1 1/2 Jah-

ren zu befristen ist. Bei In-Kraft-Treten die-

ser Gleitzeitvereinbarung noch nicht abge-

schlossene Modellvorhaben können mit

Zustimmung des Innenministeriums fortge-

setzt werden.

(2) Die abweichende Regelung nach Ab-

satz 1 Satz 1 ist der obersten Dienstbehörde
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vor Abschluss der Vereinbarung mitzuteilen.

Das Innenministerium ist zu unterrichten. Es

wird die Vertragspartner dieser Rahmenver-

einbarung informieren und zu gegebener

Zeit Verhandlungen darüber aufnehmen, ob

das Ergebnis der Ausnahmeregelung in die

Rahmenvereinbarung übernommen werden

sollte. Auf Antrag der obersten Dienstbe-

hörde kann das Innenministerium bis zum

Abschluss der Verhandlungen die abwei-

chende Regelung verlängern.

19. Kündigung

Diese Gleitzeitvereinbarung kann von

jedem der Vertragspartner mit einer Frist

von drei Monaten zum Ende eines jeden

Kalenderjahres gekündigt werden. Das Auf-

hebungsrecht der Landesregierung nach 

§ 81 Absatz 4 NPersVG bleibt hiervon unbe-

rührt.
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